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Der Evangelische Bundesverband für Teilhabe e. V. (BeB) hat das Modellprojekt „Mein 
Recht auf Teilhabe – Empowerment im Teilhabe-/Gesamtplanverfahren“ 
durchgeführt. Die Ergebnisse der Evaluation zeigen klar: Menschen mit Behinderungen 
benötigen weiterhin deutlich mehr Unterstützung im Gesamtplanverfahren, um ihre 
Teilhaberechte wirksam wahrnehmen zu können. Gleichzeitig verdeutlicht die 
Evaluation, dass Empowerment-Schulungen ein hochwirksames Instrument sind – und 
Verstetigung sowie gesetzliche Nachjustierungen dringend erforderlich bleiben. 

Das Projekt hatte die Verbesserung der Teilhabe von Menschen mit Lernschwierigkeiten, 
psychischen Beeinträchtigungen oder hohem Unterstützungsbedarf durch ein 
erfolgreiches Teilhabe- bzw. Gesamtplanverfahren zum Ziel. 

Menschen mit und ohne Behinderung sowie mit psychischer Beeinträchtigung haben 
auf Grundlage ihrer eigenen Erfahrungen und ihrer fachlichen Expertise gemeinsam 
Fachpersonal aus der Praxis und Theoretikern, das Projekt aufgebaut, online-
Schulungen von September 2024 bis Oktober 2025 und in Präsenz von Februar 2026 bis 
Julie 2026 durchgeführt. Handbücher in leichter und schwerer Sprache wurden 
erarbeitet, die Fachpersonal, Angehörige und Menschen die Leistungsberechtigte der 
Eingliederungshilfe, dabei unterstützen, sich auf ihr Teilhabe- bzw. 
Gesamtplanverfahren vorzubereiten. Es enthält Informationen und praxisnahe 
Arbeitsblätter in leichter Sprache zur Identifizierung eigener Teilhabewünsche, Ziele und 
Bedarfe. Darüber hinaus bietet es Übungen zur Vorbereitung auf das Gespräch im 
Verfahren sowie Informationen zu Ablauf und Rechten im Teilhabe- bzw. 
Gesamtplanverfahren. 

Die Handbücher stehen als barrierefreie Online-Version auf der Webseite des Projektes 
verfügbar (Material – Mein Recht auf Teilhabe!). Die Arbeitsblätter können digital 
ausgefüllt und runtergeladen werden. Weitere relevante Materialien stehen ebenfalls 
auf der Webseite zur Verfügung. Die Printversion kann kostenlos auf der Webseite des 
BeB bestellt werden( Publikationen & Positionen | BeB e.V.). 

 

Bericht aus der Evaluation des Projektes sowie den Austausch in den Schulungen 

 

1. Heterogene Verfahrenspraxis erschwert Teilhabe 

Die geteilten Erfahrungen im Teilhabe-/Gesamtplanverfahren der Teilnehmenden der 
Schulung machen deutlich, dass der Verlauf von diesem Verfahren stark variiert – 
abhängig von einzelnen Mitarbeitenden der Leistungsträger und deren 
Kommunikationsstil sowie des Verfahrens im Amt. Zahlreiche Teilnehmende 

https://beb-empowerment.de/ssp/material/
https://beb-ev.de/publikationen-und-positionen/


berichteten, wie entscheidend eine angenehme Gesprächsatmosphäre, Respekt und 
zuhörende Haltung für ein gelingendes Verfahren sind. Manche Betroffene erlebten das 
Gegenteil: fehlende Wertschätzung, Abwertung oder Gesprächsführung über ihren Kopf 
hinweg oder keine barrierefreie Kommunikation. 

Nach Angaben der Teilnehmenden in den bundesweiten Schulungen arbeiten die 
Ämter sehr unterschiedlich. Es erfolgen nicht automatische Einladungen zum 
Teilhabe-/Gesamtplanverfahren alle zwei Jahre. Das Verständnis davon, dass die Ämter 
eine koordinierende Aufgabe bei der Deckung von Teilhabewünschen und Bedarfen 
haben, wird unterschiedlich ausgeführt. 

In manchen Bundesländern wird kein Gespräch für die Leistungsberechtigten mit dem 
Amt angeboten, sondern über Berater*innen geführt oder nur der Antrag gestellt und 
nach Aktenlage entschieden. Dabei variiert auch die Erhebung, bzw. das Werkzeug zur 
Erhebung der Bedarfe und Ziele. Diese individuellen Unterschiede in der Umsetzung 
zeigen einen erheblichen Bedarf an bundesweit einheitlichen Standards, klaren 
Ausführungsvorschriften  

 

2. Empowerment stärkt Selbstbestimmung – und wirkt nachweislich 

Die Schulungen des Projekts vermittelten Leistungsberechtigten und ihren 
Unterstützer*innen zentrale Kompetenzen zur Vorbereitung auf ihr Teilhabegespräch. 
Dies erfolgte durch Informationen sowie praxisnahe Arbeitsblätter, Videos und 
Übungen. Die Materialien sind in Leichter Sprache verfasst und werden durch Bilder und 
Beispiele unterstützt. 

Die Schulungen vermitteln: 

• strukturierte Ermittlung eigener Wünsche, Ziele und Bedarfe mit Orientierung an 
den neun ICF-Lebensbereichen 

• Training selbstbewusster Gesprächsführung 

• Wissen zu Rechten und Verfahrensabwicklung 

Viele Teilnehmende berichteten, dass sie sich erstmals sicher fühlten, eigene Anliegen 
klar zu formulieren und „auf Augenhöhe“ aufzutreten. Die Schulung führte zu 
konkreten Verbesserungen: 
Von den geschulten Personen erhielten bis September 2025 zehn von vierzehn die 
gewünschten Leistungen – weitere nach erfolgreichem Widerspruch. 

 

Barrierefreie Erhebung von Bedarfen bleibt Herausforderung 

Die Evaluation bestätigt die besonderen Anforderungen an barrierefreie 
Bedarfsermittlungen: 



• Nutzung Leichter Sprache 

• Einsatz anschaulicher Bilder und Arbeitsblätter 

• ausreichend Zeit für Gespräche und Reflexion 

• klare Strukturierung entlang der ICF 

• verständliche Erklärungen zentraler Begriffe wie Bedarfe, Ziele und Teilhabe 

Vor allem Menschen mit Lernschwierigkeiten sind auf verständliche Materialien und 
individuelle Begleitung angewiesen. Viele schilderten Überforderung durch komplexe 
Formulierungen oder zu lange digitale Schulungstage. Auch die Schulungen in Präsenz 
zeigen sehr unterschiedliche Anforderungen zur Vorbereitung auf das Verfahren. Die 
Teilnehmenden haben unterschiedliche Bedarfe beim Verständnis und Unterstützung 
der Lehrmaterialien sowie Zeit um diese zu Verstehen und für Pausen. 

 

3. Gesetzlicher Nachjustierungsbedarf gegenüber Bund und Ländern 

Aus den Ergebnissen leitet die Evaluation deutliche Anforderungen ab: 

1. Individuelle und Bedarfsgerechte Vorbereitung auf das Verfahren 

2. Bundesweit einheitliche Qualitätsstandards im Gesamtplanverfahren 

3. Verbindliche Vorgaben für barrierefreie Kommunikation im 
Verwaltungsverfahren 

4. Sicherstellung unabhängiger Beschwerde- und Monitoringstellen 

5. Klare Informationspflichten zu Rechten wie Widerspruch, Beistand oder 
Gesprächsabbruch 

6. Ausbau niedrigschwelliger Rechtsberatung für Leistungsberechtigte 

7. Stärkung partizipativer Mitwirkung von Menschen mit Behinderungen in der 
Weiterentwicklung gesetzlicher Vorgaben 

Die sehr unterschiedlichen Erfahrungen der Betroffenen belegen, dass das 
Gesamtplanverfahren derzeit nicht überall gleichberechtigt funktioniert – und Menschen 
mit Behinderung erheblich von der Kompetenz einzelner Sachbearbeiter*innen und 
Berater*innen abhängig sind. 

 

4. Empfehlung: Verstetigung und bundesweite Verbreitung 

Die Evaluation bewertet das Schulungskonzept als fundiert, wirksam und dringend 
notwendig. Alle Teilnehmenden sprachen sich für eine Fortsetzung aus. Empfohlen 
wird: 



• eine bundesweite Verstetigung und Regelfinanzierung 

• Ausbau des partizipativen Expert*innenpools 

• Weiterentwicklung barrierefreier Materialien 

• ergänzende Präsenzformate für intensivere Lernprozesse 

Individuelle Beratung, wie die EUTB´s dies anbieten, bleiben weiterhin unabdingbar. 

 

 

Das Modellprojekt zeigt: 
Empowerment wirkt – doch es braucht politische Konsequenzen, verbindliche 
Standards und die konsequente Umsetzung des BTHG in allen Bundesländern. 

Nur so kann gewährleistet werden, dass Menschen mit Behinderungen im 
Gesamtplanverfahren nicht von Zufällen abhängig sind, sondern ihre Rechte auf 
Teilhabe selbstbestimmt durchsetzen können. 

 


